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g Mae br 0 L. Fuld 5 ee ee Schon ſeit einer Reihe von Jahren hat ſich in einzelnen Staaten 
Statiſtik Mitgetheilt von Dr. Moriz Caſpaar. Deutſchlands das Beſtreben Geltung verſchafft, verwahrloſte Kinder der 

Mittheilungen aus der Praxis: Erziehung der Eltern zu entziehen und deren Beſſerung durch Uebergabe 

Bei Uebertretungen bezüglich der Anlage von Holzrieſen können nicht die Beſtim⸗ in die Pflege und Aufſicht eigener Anſtalten oder in die häusliche 
mungen des 8 41 des Forſtgeſetzes (behandelnd die Uebertretungen bei der Erziehung bewährter Familien zu erzielen. Veranlaſſung war zuerſt die 
Holztrift) angewendet werden, weshalb auch bei ſolchen Uebertretungen durch erkannte Nothwendigkeit, jugendliche Verbrecher, welche wegen ihres 


das Strafurtheil kein Schadenerſatz auferlegt werden kann. eng 8 N De 
Die Beſtimmungen des die Staatsbeamten von der Schuldhaft befreienden kaiſer⸗ unmündigen Alters noch nicht der gerichtlichen Beſtrafung unterliegen, 


lichen Patentes vom 25. October 1798, J. G. S Nr. 436, wurden durch dem verderblichen Einfluſſe ihrer bisherigen Umgebung zu entziehen. 
die §8 3 und 4 des Geſetzes vom 16. März 1884, R. G. Bl. Nr. 35, Dieſes Beſtreben hat in verſchiedenen Staaten Deutſchlands je nach 


nicht behoben. ihrer Geſetzgebung und Verwaltung zu einer verſchiedenen Ordnung 
Literatur. „öiejer Frage geführt, die uns vom Verfaſſer nebſt der Darſtellung des 
Geſetze und Verordnungen. Geſetzes für Heſſen in kurzen Zügen mitgetheilt wird. 
Perſonalien. Die geſetzliche Grundlage bot zuerſt der § 55 des deutſchen 
Erledigungen. a Strafgeſetzes in der Faſſung der Novelle vom Jahre 1876: 


Eh „Wer bei Begehung der Handlung das zwölfte Lebensjahr nicht 
vollendet hat, kann wegen derſelben nicht ſtrafrechtlich verfolgt werden. 

5 5 9 14 Gegen denſelben können jedoch nach Maßgabe der landesgeſetzlichen Vor⸗ 
Die Zwangserziehung verwahrloſter Rinder in Heſſen. ſchriſten die zur Beſſerung und Beauſſichtigung geeigneten Maßregeln 
Nach einem Aufſatze von Dr. L. Fuld in den Jahrbüchern für National: | getroffen werden. Insbefondere kann die Unterbringung in eine Erziehungs⸗ 


ökonomie und Statiſtik. *) oder Beſſerungsanſtalt erfolgen, nachdem durch Beſchluß der Vormund⸗ 
5 N 1 ſchaftsbehörde die Begehung der Handlung feſtgeſtellt und die Unter⸗ 
Mitgetheilt von Dr. Moriz Caſpaar. bringung ſür zuläſſig erklärt iſt.“ 
Wer mit offenem Auge beobachtet, wie in unſerer heutigen, ſowohl Das preußiſche Geſetz von 1878, das für die meiſten deutſchen 


Staaten zum Muſter diente, ſieht als Vorausſetzung des Beſchluſſes 
der Zwangserziehung eine ſtrafbare Handlung an, „welche von einem 
Kinde über ſechs und unter zwölf Jahren begangen wurde, und ſofern 
die Maßregel zur Verhütung weiterer Verwahrloſung geboten erſcheint.“ 

Dem Beiſpiele Preußens folgten die meiſten Bundesſtaaten; überall 
machte ſich das Bedürfniß geltend, gegen die je länger je mehr 
zunehmende ſittliche Verwahrloſung der ſtrafunmündigen Perſonen ein⸗ 
zuſchreiten. 

Die Beſtrebungen verſchiedener Corporationen, welche ſich die 
Armenpflege ſowie die Beſſerung verwahrloſter Jugend zur Aufgabe 
ſtellten, gingen noch weiter, und zwar dahin, die Beſtimmungen des 
Geſetzes derart zu erweitern, daß nicht eine Uebertretung des Straf⸗ 
geſetzes vorausgehen müſſe, um die erwähnten Vorſichtsmaßregeln ein⸗ 
treten zu laſſen, ſondern daß abgeſehen davon Kinder, „deren bereits 
zu Tage tretende Verwahrloſung die Zuchtmittel der Eltern und der 
Schule als unzureichend erſcheinen laſſe, und deren Eltern ihre Pflege⸗ 
und Erziehungspflicht in gröblicher Weiſe verabſäumten, nach gehöriger 
Feſtſtellung der betreffenden Verhältniſſe auch gegen den Willen der 
Eltern, beziehungsweiſe deren Stellvertreter auf eine vom Grade der 
Beſſerung abhängige Dauer der Zwangserziehung in anderen Familien 
oder in Erziehungs⸗ und Beſſerungsanſtalten überwieſen werden könnten.“ 

*) XIII. Band, 4. Heft 11886). Es war uns leider nicht möglich, den Das heſſiſche Geſetz, welches die Zwangserziehung verwahrloſter 
Geſetzestext im Buchhandel zu erlangen. Kinder feſtſtellt, theilt dieſe, je nachdem ſie eine ſtrafbare Handlung 


vom Haſten nach Erwerb, wie auch von der Nothwendigkeit der Auf⸗ 
opferung aller Kräfte für die Lebenserhaltung beeinflußten Zeit die 
Kindererziehung häufig mehr dem Zuſalle überlaſſen bleibt, als daß ſie 
auf wohlbedachtem Vorgehen der Eltern beruhen ſollte, wer es weiß, 
daß häufig die Schule das einzige Erziehungsmittel iſt, das doch wieder 
ohne thatkräftige Unterſtützung der häuslichen Erziehung und ohne 
Vorangehen derſelben in ſittlicher Richtung nur theilweiſe Erfolge erzielen 
kann, der wird es begreiflich finden, daß ſich heute in zunehmendem 
Maße der Staat der Aufgabe unterziehen muß, da einzugreifen, wo 
das im Menſchen liegende gute Princip allein nicht ausreicht, die Folgen 
einer mangelhaften Erziehung auszugleichen. 

Die Verfügung des Staates, durch welche ein Kind der Erziehung 
der Eltern entzogen und zum Zwecke der Correctur oder der Verhütung 
der Verwahrloſung anderweitig zur Erziehung untergebracht wird, iſt 
ohne Zweifel ein autoritativer Eingriff in ein höchſt perſönliches Recht, 
der nur durch ſchwerwiegende Gründe gerechtfertigt werden kann. 
Die fragliche Maßregel ſoll nicht eine Annäherung an das ſociali⸗ 

ſtiſche Problem der allgemeinen Staatserziehung bedeuten, ſie iſt viel⸗ 
mehr eine Correctur der geſetzlich gewährleiſteten Freiheit der Eltern, 
ihr Kind nach eigenem Ermeſſen zu erziehen, ein Act der Selbſterhaltung 


begangen haben oder nicht, in zwei Claſſen, und unterſcheidet noch 
weiters zwiſchen ſchlechten Kindern guter Eltern und guten Kindern 
ſchlechter Eltern. 

Vorausſetzung für die Zwangserziehung iſt auch in jenen Fällen, 
daß eine ſtrafbare Handlung begangen wurde, ſtets die ſittliche Verwahr⸗ 
loſung der Jugend, welche eine vorbeugende Thätigkeit des Staates 
nöthig macht. Es ſoll durch erzieheriſche Mittel der Entwicklung des 
Verbrecherthums, das ja ſo häufig auf die Verwahrloſung der Jugend 
zurückzuführen iſt, entgegengearbeitet werden. Es muß daher bei Beur⸗ 
theilung einer von Kindern begangenen ſtrafbaren Handlung 8 


unterſchieden werden, ob man es mit jugendlichem Muthwillen oder mit 
ſittlicher Verderbtheit, Rohheit zu thun hat, es muß ferner auf die 
Perſönlichkeit und auf die Lebensverhältniſſe der Eltern, beziehungsweiſe 
Erzieher Rückſicht genommen werden. 

Die Zwangserziehung iſt aber, abgeſehen von der Begehung einer 
ſtrafbaren Handlung, gegen verwahrloste Kinder zuläſſig, wenn die 
ſittliche Verwahrloſung einen ſolchen Grad erreicht hat, daß die erzieh⸗ 
liche Einwirkung von Schule und Haus unzureichend iſt, und unter der 
Vorausſetzung, daß die Fortdauer der elterlichen Pflege und Erziehung 
zum ſittlichen Verderben führen würde. 

Das Geſetz läßt weiters die Zwangserziehung guter Kinder 
ſchlechter Eltern zu, um durch vorbeugende Thätigkeit im Intereſſe des 
Kindes die Entfernung desſelben aus dem Elternhauſe, welche häufig 
eine abſolute Nothwendigkeit iſt, möglich zu machen. Die Unterbringung 
guter Kinder ſchlechter Eltern iſt unter drei alternativen Vorausſetzungen 
geſtattet, nämlich: 

1. wenn Eltern ihren Kindern in böslicher oder fahrläſſiger 
Weiſe fortgeſetzt die nöthige Nahrung oder Pflege entziehen, 

2. wenn Kinder ſortgeſetzt ſchweren Mißhandlungen ihrer Eltern 
oder eines Elterntheiles ausgeſetzt ſind, 

3. wenn Eltern in ſonſtiger Weiſe böslich oder fahrläſſig ihren 
Pflege⸗ oder Erziehungspflichten zuwiderhandeln oder dieſelben ver⸗ 
abſäumen. 

Hiezu kommt noch die allgemeine Bedingung, daß die Fortdauer 
der elterlichen Erziehung zum ſittlichen Verderben der Kinder führen würde. 

Die Unterbringung der Kinder erfolgt in einer geeigneten Familie 
oder in einer Erziehungs⸗ oder Beſſerungsanſtalt. Großer Werth wird 
mit Recht auf die Familienerziehung gelegt; es gibt aber auch Fälle, 
wo dieſe nicht ausreicht, ſondern eine Erziehungs⸗ oder Beſſerungsanſtalt 
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und wohl Gefahr für die Jugend der neuen Umgebung zu befürchten 
wäre, es kaun aber auch ein Kind aus der Anſtaltserziehung in die 
Familienerziehung übergeben werden, wenn die Vorausſetzungen für die 
Anſtaltserziehung wegfallen und anderſeits ein guter Einfluß von der 
Familienerziehung zu erwarten ſteht. 

Die Zwangserziehung wird dauernd aufgehoben: 

1. mit Vollendung des achtzehnten Lebensjahres, 

2. durch die Wiederaufnahme des Verfahrens, 

3. durch den Entlaſſungsbeſchluß. 

Der letztere kann wieder von Amtswegen oder über Antrag von 
der Vormundſchaftsbehörde gefaßt werden, und hat zur Vorausſetzung, 
daß der Zweck der Zwangserziehung erreicht oder durch Aenderung der 
Verhältniſſe ſichergeſtellt iſt; oder daß der in der Perſon der Eltern 
liegende Grund hinweggefallen iſt. 

Bedingung iſt ſtets, daß entweder das verwahrloſte Kind voll⸗ 
kommen gebeſſert erſcheint, oder daß jene Hinderniſſe, welche einer 
gedeihlichen elterlichen Erziehung entgegenſtehen, weggefallen ſind, oder 
daß ſich die Verhältniſſe der Eltern derart geändert, daß dieſelbe nun 


geſichert erſcheint. 


Die Koſten der Zwangserziehung werden in erſter Linie von den 
zur Alimentation Verpflichteten getragen, beziehungsweiſe eingebracht, in 
zweiter Linie haben jubjiviär die Gemeinden, beziehungsweiſe die Armen⸗ 
verbände aufzukommen. 

Auf ein näheres Eingehen in den formellen Theil des Geſetzes 
müſſen wir aus Rückſicht auf die uns ferne liegende Organiſation der 
Behörden, ſowie deren daraus folgende Ingerenz in dieſer Frage hier 
verzichten. Es ſei daher nur noch Einiges aus den Motiven zu dieſem 
Geſetze angefügt, da dies bei einem Geſetze, das einen intenſiven Ein⸗ 
griff in höchſt perſönliche Rechte vorausſetzt, gewiß von großer und 
allgemein giltiger Bedentung ſein muß. 

Wir können dies am beſten damit thun, daß wir ein in dem 
beſprochenen Aufſatze enthaltenes Citat, das die ganze Frage ausgezeichnet 
zuſammenfaßt, hier wiedergeben. Es iſt dies ein Theil der Rede, welche. 
der verſtorbene ſächſiſche Generalſtaatsanwalt Dr. von Schwarze gelegent⸗ 
lich der Berathung der Novelle zu § 55 des deutſchen Strafgeſetzbuches 
im Reichstage hielt. . 

„Die Einrichtung, die Ihnen vorgeſchlagen wird, beſteht im 
Königreiche Sachſen ſeit Jahrzehnten, und kann ich Ihnen verſichern, 
daß wir mit dieſer Beſtimmung ſehr gute Geſchäfte gemacht haben und 


eintreten muß. Letzteres wird daher als der Ausnahmsfall zu gelten haben. wir es für einen großen Rückſchritt erachten würden, wenn man ſie 

Bei Durchführung der Familienerziehung, welche der Caritas ein aufheben wollte. Die Erfahrung hat bei uns in Sachſen gezeigt, daß 
weites Feld der Thätigkeit bietet, können auch humanitäre Vereine durch wir mit dieſer Maßregel, welche man immer als einen Eingriff in die 
Auswahl der Familien für Unterbringung der Kinder, weiters durch heiligen Rechte der Familie bezeichnet, für das Gemeinweſen einen 


Ueberwachung von deren Pflege und Erziehung mitwirken. 

Die Entſcheidung über die zu verfügende Zwangserziehung ſteht 
der Vormundſchaſtsbehörde zu, welche wieder von Amtswegen auf Ver⸗ 
anlaſſung von Anzeigen und Mittheilungen der Staatsanwaltſchaften, 
der Schul⸗ und ſonſtigen Behörden, oder auf ſpeciellen Antrag der hiezu 
eigens im Geſetze als berechtigt bezeichneten Perſonen beſchließt. 

Im Einzelnen ſind zur Antragſtellung befugt: 

I. Behörden: 
. Die Staatsanwaltſchaft des örtlich zuſtändigen Landgerichtes, 
. die zuftändige Bürgermeiſterei, 
. die Kreis⸗Schulcomiſſion, 
das Pfarramt, 
die von der Bürgermeiſterei getrennte Ortspolizeibehörde. 


II. Privatperſonen: 


D 


. Die Eltern, 

die Großeltern, 

. der Vormund, 

der Pfleger. 5 

Gegen den Beſchluß der Vormundſchaftsbehörde iſt ſowohl im 
Falle der ausgeſprochenen Zulaſſung, als auch im Falle der Ablehnung 
die Berufung zuläſſig. Ju dringenden Fällen kann auch vor Abſchluß 
des definitiven Verfahrens im Wege eines Proviſoriums die Unterbringung 
des Kindes in fremde Erziehung angeordnet werden. 

Erweiſt ſich die angeordnete Erziehungsart als unzweckmäßig, ſo 
kann dieſelbe von der Behörde geändert werden; es kann ein Kind, 
das in Familienerziehung untergebracht war, in eine Anſtalt abgegeben 
werden, falls der Beſſerungszweck in der Familie nicht zu erreichen iſt, 


E 


großen Nutzen ſchaffen können. Es gibt Familien, in denen das Ver⸗ 
brechen ſo heimiſch geworden iſt, in welchen die Atmoſphäre ſo vergiftet 
iſt, daß das Kind von früher Jugend an den Gedanken des Ver⸗ 
brechens gewöhnt wird und es unmöglich iſt, eine ſittliche Bildung und 
Erziehung des Kindes herbeizuführen. In ſolchen Fällen hat der Staat 
nicht blos das Recht, ſondern auch die Pflicht, die heranwachſende 
Generation von dem Verbrechen auf den Weg des Rechtes und der 
Sitte zurückzuführen; dazu treten die ſchweren Kümmerniſſe, die Noth 
und das Elend in den einzelnen Familien, das öfters die Eltern außer 
Stand ſetzt, ihrerſeits für die ſittliche Entwicklung und Selbſtbildung 
des Kindes zu ſorgen. Die Eltern ſind nur zu oft genöthigt, ihren 
Verdienſt außer dem Hauſe zu ſuchen und die Kinder den größten Theil 
des Tages ſich ſelbſt zu überlaſſen. Das Kind auf der Straße ſaugt 
mit dem Schmutz der Straße auch die Rohheit derſelben ein und, wenn 
wir uns ſo oft wundern, was für eine Generation uns entgegenwuchert, 
wenn wir mit ſchweren Beſürchtungen auf die Zeit ſehen, wo die 
Kinderwelt groß ſein wird, dann glaube ich, haben wir die Verpflich⸗ 
tung, dafür zu ſorgen, daß die Kinder, die hier in der Regel geringere 
Schuld tragen, bei Zeiten von dem Wege abgebracht werden, auf welchen 
ſie theils durch die Schuld und Nachläſſigkeit der Eltern, theils durch 
unverſchuldete Verhältniſſe der Familien und Eltern gedrängt worden ſind.“ 


Die vorſtehenden Ausführungen legen jedenfalls die Frage nahe: 
Wäre die Einführung ähnlicher geſetzlicher Beſtimmungen in Defterreich 
zweckmäßig, und ſind die Bedingungen für eine erſprießliche Durchführung 
eines ſolchen Geſetzes gegeben? Es wäre wohl ein kühner Optimismus, 
wollte man ſagen, daß ein derartiges Geſetz für Oeſterreich überflüſſig 
ſei; ein folder Mangel an Selbſterkenntniß würde nur den Beweis 
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liefern, daß uns für die Forderungen, welche die Geſellſchaft im Inter⸗ | diefem Graben unternommen, ſondern auch die angeordnete Abtragung 
eſſe ihrer Erhaltung an den Staat ſtellen muß, die nöthige Einſicht der den Bach überſetzenden Stellen desſelben während der Sommerszeit 
mangelt, was Angeſichts der an zahlreichen Orten bethätigten Privat⸗ unterlaſſen habe. Die Beſchwerdeführer betonen, daß im Falle eines 
fürſorge gewiß nicht behauptet werden kann. Elementarereigniſſes die Holzrieſen herausgeſchwemmt werden müßten 
Es wäre dieſer Vorwurf um ſo weniger gerechtfertigt, als Oeſter⸗ und daß in Folge deſſen die unter den Holzrieſen liegenden Felder, ja 
reich gerade auf dem Gebiete der Arbeitsgeſetzgebung in jüngſter Zeit ſelbſt die Ortſchaft D. Gefahr laufen würden, zu Grunde gerichtet zu 
den Vortritt übernommen hat, ohne daß es hiezu durch den Druck werden. 
allgemein unhaltbarer Zuſtände gedrängt worden wäre; es iſt dies als eine Bei der am 26. Auguſt 1882 über obige Beſchwerde abgeführten 
hervorragende Bethätigung einer präventiven Geſetzgebung zu bezeichnen. commiſſionellen Localverhandlung hat ſich thatſächlich ergeben, daß die 
Es muß auch zugegeben werden, daß Oeſterreich in feiner Viel⸗ alpine Montangeſellſchaft den Beſtimmungen des obeitivten bezirks⸗ 
geſtaltigkeit, in feiner fo bedeutend verſchiedenen wirthſchaftlichen Entwick⸗ hauptmannſchaftlichen Decretes nicht entſprochen hat. 
lung thatſächlich vielleicht nicht in allen Theilen die Vorausſetzungen Am 28. October 1882 brach der Bach in Folge heftigen 
für eine ſolche Geſetzgebung bietet. Gewitterregens aus und brachte die der Montangeſellſchaft gehörige 
Wir glauben aber vielmehr, daß auch da, wo es an einem Holzrieſe ſammt Merkantilſtöcken und Kohlhölzern herab, welche Holz⸗ 
Materiale für die Zwangserziehung, d. i. einer Zahl verwahrloſter maſſen auf den Feldern bei D. arge Verwüſtungen anſtellten. 
Kinder nicht fehlt, doch vielfach die Bedingungen für die gedeihliche Die Sachverſtändigen ſchätzten den auf 74 Parzellen ſtattgehabten 
Durchführung eines ſolchen Geſetzes noch nicht gegeben ſind. Wir ſagen Schaden auf 1404 fl. 12 kr. 
noch nicht gegeben, weil wir nicht daran zweifeln, daß ſich auch bei Die Bezirkshauptmannſchaft in H. verurtheilte nun auf Grund 
uns nach dem Beiſpiele der großen Städte am flachen Lande endlich der in fraglicher Angelegenheit abgehaltenen commiſſionellen Erhebungen 
jene individualiſirende Armenpflege Bahn brechen wird, die wir als die und Verhandlungen, der abgeführten Zeugenvernehmungen und der ein⸗ 
unbedingt nothwendige Vorſchule für eine Zwangserziehung, welche ja geholten Aeußerungen der betheiligten Parteien den Franz F. als ver⸗ 
doch im Familienſyſtem ſeinen zweckmäßigſten Ausdruck findet, bezeichnen antwortlichen Leiter der Holzbringungsanſtalten, dem es obgelegen war, 
müſſen. Abgeſehen davon, daß die verwahrloſten Kinder zur großen die Durchführung der bezirkshauptmannſchaftlichen Anordnung bezüglich 
Mehrzahl in den Kreifen der Armen zu ſuchen find, welchen die mate⸗ der Beſeitigung der den Bach überſetzenden Rieſentheile in den Sommer⸗ 
rielle Nothlage die Durchführung ihrer Pflichten erſchwert, oder wohl monaten gehörig zu überwachen und zu erzwingen und ſich nicht blos 
den Begriff Pflicht überhaupt lockert, und dadurch ſchon eine Kenntniß mit der einfachen Uebergabe dieſer Arbeiten an einen Unternehmer zu 
der individuellen Verhältniſſe der Familien mit der Armenpflege Hand begnügen, mit Erkenntniß vom 17. Juni 1886, 3. 8771, wegen dieſer 
in Hand gehen muß, ſo ſcheint uns zur Durchführung der Aufgaben, Außerachtlaffung behördlicher Anordnungen, insbeſondere der Beſtimmung 
welche ein ſolches Geſetz an die Verwaltung ſtellen muß, ohne Rückſicht der bezirkshauptmannſchaftlichen Entſcheidung vom 4. Mai 1876, 3. 1948, 
auf die Ausgeſtaltung derſelben, ein inniger Contact aller zur Mit⸗ betreff der Beſeitigung der den Bach überſetzenden Beſtandtheile in den 
wirkung an der Verwaltung berufenen Factoren mit dem individuellen Sommermonaten — nach den SS 7 und 11 der kaiſ. Verorduung vom 
Leben der Bevölkerung nöthig zu ſein. 20. April 1854 zu einer Geldſtrafe von 50 fl. zu Gunſten des 
Es handelt ſich heute nicht darum, eine Kritik anzulegen an die Landesculturfondes, eventuell zu einer Arreftftrafe von 10 Tagen und 
Handhabung der Armenpflege, die ja auch mit den Mängeln unſerer zum Erſatze der Strafvollzugskoſten. 
Armengeſetzgebung zu kämpfen hat. Ohne Zweifel leiſtet die Caritas Ferner verurtheilte die Bezirkshauptmannſchaft den Franz F. als 
ſehr viel zur theilweiſen Ausgleichung dieſer Mängel, ebenſo ſehen wir | verantwortlichen Leiter der Holzbringungsanſtalten der obigen Montan⸗ 
in der Armenpflege der Städte hervorragende Leiſtungen. geſellſchaft zum Schadenerſatze von 702 fl. 6 kr. als der Hälfte des 
Am flachen Lande leinſchließlich der häufig ſehr großen Fabriks⸗ verurſachten Schadens an die 26 beſchädigten Parteien, weil die 
orte) fehlt es aber nur zu oft an dem nöthigen Verſtändniſſe für eine Haupturſache der Verſchotterung der Felder in der zum großen Theile 
zweckbewußte Armenpflege, welche ohne hingebende Thätigkeit Einzelner, durch das Riesholz bewirkten Auflockerung und Aufwühlung des feſt⸗ 
ohne individuelles Eingehen in die ſpeciellen Verhältniſſe der Hilfs⸗ liegenden Schotters im Damergraben liege und der durch dieſe Ver⸗ 
bedürftigen nicht durchgeführt werden kann. Es ſcheint uns nur nahe⸗ ſchotterung der Felder herbeigeführte Schade per 1404 fl. 12 kr. zum 
liegend, daß eine Zwangserziehung, ſoll ſie ſich nicht als eine einſeitige großen Theile dieſem Riesholze der Montangeſellſchaft wegen der Nicht⸗ 
Anſtaltserziehung geſtalten, und ſoll fie anderſeits ihrer großen Bedeu- befolgung der Abtragung und Deponirung desſelben auf vom Hochwafſer 
tung entſprechen, ſehr hohe Anforderungen an die Verwaltung ſtellt, nicht erreichbaren Stellen zugeſchrieben werden muß. 
von welchen es wohl zweifelhaft erſcheint, daß ihnen überall entſprochen Die Landesregierung gab dem Recurſe des Franz F. gegen das 
werden kann. bezirkshauptmannſchaftliche Erkenntniß mit Entſcheidung vom 23. März 
Wenn wir hier daran erinnern, wie rein formell bei uns viel⸗ 1886, 3. 10.795, keine Folge und erkannte, daß ſich Franz F. als 
fach das Vormundſchaftsweſen aufgefaßt und in der Praxis gehandhabt Forſtverwalter der Montangeſellſchaft dadurch, daß die auf Grund der 
wird, insbeſondere rückſichtlich unehelicher Kinder, ſo mag dies wohl bezirkshauptmannſchaftlichen Bewilligung vom 4. Mai 1876, Z. 1948, im 
noch weiters ein Argument für unſere Anſchauung ſein. Damergraben errichtete Holzrieſe in den Sommermonaten des Jahres 
Daß wir trotz der von uns ſelbſt geltend gemachten Bedenken in 1882 an jenen Stellen, an welchen fie das Bachbett berührte, nicht 
dem vorliegenden Aufſatze auf eine hochwichtige Inſtitution aufmerkſam vollſtändig abgetragen und hiedurch eine der Bedingungen, an welche 
gemacht haben, mag darin ſeine Rechtfertigung finden, daß wir durch dieſe Bewilligung geknüpft war, nicht erfüllt wurde, einer Uebertretung 
unſere Skizze vielleicht Manchem unſerer Leſer die Anregung bieten, des § 25 des Forſtgeſetzes ſchuldig gemacht habe und demnach in An⸗ 
der Frage ſelbſt eine eingehendere Beachtung zu widmen. wendung des § 41 dieſes Geſetzes mit einer Geldſtrafe von 50 fl., 
eventuell mit Arreſt in der Dauer von 10 Tagen beſtraft und zum 
Erſatze der Hälfte des von den Sachverſtändigen auf 1404 fl. 12 kr. 
bewertheten Geſammtſchadens im Betrage von 702 fl. 6 kr. verurtheilt 
| 
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Mittheilungen aus der Praxis. wird. 

In der Begründung dieſer Entſcheidung wird u. A. geſagt: 

„Dieſe dem Franz F. zur Laſt fallende Uebertretung des § 25 
Forſtgeſetz erſcheint nun allerdings nicht nach den 88 7 und 11 der 
kaiſ. Verordnung vom 20. April 1854 ſtrafbar, da erſterer Paragraph 
nur von einem im Wirkungskreiſe der politifchen oder polizeilichen 
Behörden erlaſſenen Verbote ſpricht, während im vorliegenden Falle der 
Thatbeſtand der Uebertretung durch die Unterlaſſung einer beftimmten, 
von der Behörde aufgetragenen Handlung, d. i. der Beſeitigung gewiſſer 


Bei Uebertretungen bezüglich der Anlage von Holzrieſen können 

nicht die Beſtimmungen des § 1 des Forſtgeſetzes (behandelnd die 

Uebertretungen bei der Holztrift) angewendet werden, weshalb auch 

bei ſolchen Uebertretungen durch das Strafurtheil kein Schaden: 
erſatz auferlegt werden kann. 


Mehrere Grundbeſitzer aus D. haben unterm 2. Auguſt 1882 
die Beſchwerde eingebracht, daß die alpine Montangeſellſchaft entgegen 
den mit dem Decrete der Bezirkshauptmannſchaft H. vom 4. Mai 1876, Rieſentheile während der Sommermonate begründet wurde. Wohl aber 
3. 1948, für die Bringung von Hölzern durch den Damergrabenbach erſcheint dieſe Uebertretung ſtrafbar nach $ 41 Forſtgeſetz, weil ja nach 
gegebenen Vorſchriften nicht nur einen unbefugten Holzrieſenbau in! dem Geiſte des Forſtgeſetzes die Uebertretungen gegen die Vorſchriften 
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für die Holzbringung auf Rieſen als ebenſo gemeinſchädlich, wie die Gemäßheit des § 3 des Geſetzes vom 16. März 1884, R. G. Bl. 
Uebertretungen gegen die Triftvorſchriften anzuſehen und dadurch auch Nr. 35, gegen den Schuldner die Haft verhängt. 

in derſelben Weiſe wie dieſe letzteren beſtraft werden müſſen. Von Ueber die aus Anlaß einer unmittelbar beim Oberlandesgerichte 
dieſem Geſichtspunkte ſei übrigens die Bezirkshauptmannſchaft in H. überreichten Beſchwerde des Executionswerbers wegen verzögerter Zuſtel⸗ 
ohne Zweifel bei Hinausgabe des Decretes vom 4. Mai 1876, 3. 1948, lung des bezüglichen Beſcheides au den Schuldner abverlangten und 
ausgegangen, da in demſelben Uebertretungen der Bedingungen für die vorgelegten, die Executionsſache betreffenden Acten wurde mit oberlaudes⸗ 
Holzbringungen ausdrücklich mit der Beſtrafung nach dem Forſtgeſetze gerichtlichem Beſchluſſe vom 21. December 1886, Z. 30.803, in der 


bedroht werden. Nach § 41 Forſtgeſetz erſcheint aber der Uebertreter 
der für die Holzbringung ſeſtgeſetzten Bedingungen auch haftbar für 
allen aus dieſer Uebertretung entſtandenen Schaden.“ 

Das k. k. Miniſterium des Innern hat über den von Franz F. 
dagegen eingebrachten Miniſterialrecurs am 21. December 1886, ad 
3. 17.380, nachſtehende Entſcheidung gefällt: 

„Mit der Entſcheidung vom 23. März 1886, Z. 10.795, hat 
die k. k. Landesregierung unter Zurückweiſung des von Franz F. gegen 
das Straferkenntniß der Bezirkshauptmannſchaft in H. vom 17. Juni 
1885, 3. 8771, eingebrachten Recurſes zu Recht erkannt, daß ſich der 
Genannte als Forſtverwalter der öſterr. alpin. Montangeſellſchaft 
dadurch, daß die auf Grund der Bewilligung der Bezirkshauptmannſchaft 
in H. vom 4. Mai 1876, 3. 1948, im Damergraben errichtete 
Holzrieſe in den Sommermonaten des Jahres 1882 an jenen Stellen, 
an welchen dieſe Rieſe das Bachbett berührte, nicht vollſtändig abgetragen 
und hiedurch eine der Bedingungen, an welche dieſe Bewilligung geknüpft 
war, nicht erfüllt wurde, einer Uebertretung des § 25 des Forſtgeſetzes 
ſchuldig gemacht habe und demnach in Anordnung des § 41 dieſes 
Geſetzes mit einer Geldſtrafe von 50 fl., eventuell mit Arreſt in der 
Dauer von 10 Tagen beſtraft und zum Schadeuerſatze im. Betrage von 
702 fl. 6 kr. als der Hälfte des durch den Ausbruch des Damerbaches 
am 28. October 1882 verurfachten, von den Sachverſtändigen auf 
1404 fl. 12 kr. bewertheten Geſammtſchadens verurtheilt werde. 

Ueber den dagegen eingebrachten Recurs des Franz F. findet das 
Miniſterium des Innern einvernehmlich mit dem k. k. Ackerbau⸗ 
miniſterium die angefochtene Entſcheidung, ſoweit ſich dieſelbe auf die 
Geldſtrafe von 50 fl. bezieht, im Grunde der Miniſterialverordnung 
vom 30. September 1857, R. G. Bl. Nr. 198, zu beſtätigen. 

Der Ausſpruch über den Schadenerſatz wird jedoch als im 
Forſtgeſetze nicht begründet behoben und es werden die durch den Aus⸗ 
bruch des Damerbaches beſchädigten Grundbeſitzer mit ihrem Auſpruche 
auf Schadenerſatz auf den Civilrechtsweg gewieſen. 

Denn die in der angefochtenen Eutſcheidung in Anwendung 
gebrachten Beſtimmungen des § 41 Forſtgeſetz beziehen ſich ausſchließlich 
nur auf die Uebertretungen der für die Holztrift und Triftbauten im 
Forſtgeſetze enthaltenen Anordnungen und können nicht analog auf die 
Anlage von Holzrieſen ausgedehnt werden, weil Strafen und Schaden⸗ 
erſätze überhaupt nur dort und in jenen Fällen ausgeſprochen werden 
können, auf welche die beſtimmte geſetzliche Vorſchrift lautet. 

Die im zweiten Abſchnitte des Forſtgeſetzes vorgeſehene Bringung 
der Waldproducte auf anderen Wegen, als mittelſt der Triftung oder 
Schwemmung iſt in den SI 24 und 25 normirt, in welchen nur von 
einer vorläufigen, eventuell im ordentlichen Rechtswege auszutragenden 
Beſtimmung der Entſchädigung für jene Grnndbeſitzer die Rede iſt, über 
deren Gründe das Holz aus dem Walde gebracht werden ſoll. 

Im vorliegenden Falle handelt es ſich aber ſelbſt nicht um all⸗ 
fällige Entſchädigungsanſprüche dieſer Art, ſondern um Beſchädigungen 
an Grundſtücken, die entfernt von der Rieſe gelegen ſind und durch den 
im Thale ſtattgefundenen Ausbruch des Baches zu leiden hatten. 

Ueber derartige Beſchädigungen, beziehungsweiſe über die darauf 
gegründeten Erſatzanſprüche kann nur im Rechtswege erkannt werden. 

Der Ausſpruch über die Strafe wurde in der Erwägung aufrecht 
erhalten, daß dem Recurrenten eine zwar gleichfalls nicht im Forſtgeſetze 
vorgeſehene, jedoch immerhin ſtrafbare, daher nach der Miniſterial⸗ 
verordnung vom 30. September 1857 zu behandelnde Unterlaſſung 
zur Laſt fällt.“ r. 


Die Beſtimmungen des die Staatsbeamten von der Schuldhaft 
befreienden kaiſerlichen Patentes vom 25. October 17298, 
G. S. Nr. 436, wurden durch die §§ 3 und 4 des Geſetzes 
vom 16. März 188, R. G. Bl. Nr. 35, nicht behoben. 


In der Executionsſache des A. wider B., k. k. Steueramts⸗ 
kanzliſten, wegen Einbringung des Betrages von 193 fl. wurde mit 
bezirksgerichtlichem Beſcheide vom 18. October 1886, 3. 39.601, in 
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| Erwägung, daß nach dem Abſatze 2 des 8 3 des Geſetzes vom 16. März 
1884, R. G. Bl. Nr. 35, in Anſehung der Vollziehung der Haft 
die Beſtimmungen der Gerichtsordnung zu gelten haben und gemäß des 
kaiſerlichen Patentes vom 25. October 1798, J. G. S. Nr. 436, die 
Staatsbeamten von dem Arreſte befreit ſind, obiger Beſcheid im Sinne 
des § 346 weſtg. G. O. von Amtswegen als nichtig aufgehoben und 
dem Bezirksgerichte aufgetragen, hievon beide Theile zu verſtändigen. 

Unter Abweiſung des dawider erhobenen Reriſionsrecurſes des 
Executionsführers fand der k. k. oberſte Gerichtshof mit Entſcheidung 
vom 9. März 1887, 3. 1724, den angefochtenen oberlandesgerichtlichen 
Beſchluß in der Erwägung zu beſtätigen, daß in Anſehung der nach 
dem Geſetze vom 16. März 1884, R. G. Bl. Nr. 35, zuläſſigen 
Haft des Schuldners die Beſtimmungen der Gerichtsorduung über die 
Verhängung des Arreſtes als Zwangsmittel Anwendung zu finden haben 
und nach § 4 dieſes Geſetzes nur jene geſetzlichen Vor ſchriften außer 
Kraft getreten ſind, welche mit dem Inhalte desſelben nicht verein bar 
find, daß das bezogene Geſetz nach dieſen Beſtimmungen die in fruheren 
Vorſchriften ſtatuirten perſönlichen Befreiungen vom Arreſte durchaus 
nicht ausſchließt und das unverkennbar das Intereſſe des öffentlichen 
Dienſtes wahrende, die Staatsbeamten von der Schuldhaft befreiende 
kaiſerliche Patent vom 25. October 1798, J. G. S. Nr. 436, mit 
dem Geſetze vom 16. März 1884, R. G. Bl. Nr. 35, ganz verein⸗ 
barlich, daher als aufgehoben nicht anzuſehen iſt, ſonach der im vor⸗ 
1 Falle über den das Amt eines k. k. Steueramtskanzliſten 
bekleidenden Schuldner die Perſonalhaft verhängende bezirksgerichtliche 
Beſcheid gegen das Geſetz verſtößt und darum mit Recht behoben wurde. 


Titeratur. 


Detaillirtes alphabetiſches Nachſchlage-Regiſter zu den im 
Bereiche der politiſchen Verwaltung in den Jahren 1871 bis ein⸗ 
| ſchließlich 1885 erſchienenen Normalien. Von Anton Grafen Pace, 
k. k. Bezirkshauptmann. Laibach 1886. Kleinmeyer u. Bamberg. 
In dem vorliegenden Werkchen findet die Idee, Normativerläſſe der Cen⸗ 
tralſtellen für den Bereich der politiſchen Verwaltung ihrem weſentlichen Inhalte 
| nach ſchlagwörtlich wiederzugeben und ſie für den Augenblick des Bedarfes 
gewiſſermaßen bereit zu halten und leicht auffindbar zu geſtalten, ihre Ver⸗ 
körperung. Der politiſche Beamte, der bei der Mangelhaftigkeit und Eigen⸗ 
| artigkeit unſerer politiſchen Geſetzgebung ſich in Ausübung ſeines Berufes mehr 
| als jeder andere ſich mit Normalien zu befaſſen hat, und dem es feine Gejchäfts- 
überbürdung in der Regel nicht geſtattet, nach den entlegenſten Normalien oft 
ſtundenlange Forſchungen anzuſtellen, wird ein Handbuch, — welches, mit wirk⸗ 
ſamer Anwendung der Schlagworte, mit lobenswerthem Sammelfleiß und Detail⸗ 
gewiſſenhaftigkeit zuſammengeſtellt, ihm die in einzelnen Fällen oft ſchwierige 
[Suche nach ſo nothwendigen Dingen, als es Normalien ſind, weſentlich erleich⸗ 
tert, wie das vorliegende, — gewiß nach Verdienſt zu ſchätzen wiſſen. r. 


Geſetze und Berordnungen. 


1886. II. Semefter. 


Landes⸗Geſetzblatt für das Königreich Böhmen. 

XXVII. Stück. Ausgeg. am 21. September. — 72. Kundmachung des. 

k. k. Statthalters für Böhmen vom 23. Auguſt 1886, Z. 70.287, betreffend die 

Weiterbemauthung der Schloß Königswart⸗Dreihackener Bezirksſtraße. — 78. Kund⸗ 

machung des k. k. Statthalters für Böhmen vom 7. September 1886, Z. 73.660, 
betreffend die Errichtung eines Aichamtes in Kuttenberg. 

XXVIII. Stück. Ausgeg. am 26. October. — 74. Kundmachung des 

k. k. Statthalters für Böhmen vom 4. October 1886, Z. 78.763, betreffend die 

den Waſſergenoſſenſchaften des Horicer Bezirkes (8 1 des Landesgeſetzes vom 

29. Juni 1886, L. G. Bl. Nr. 70) zugeſtandene Stempel⸗ und Gebührenfreiheit. 

L 75. Kundmachung des k. k. Statthalters für Böhmen vom 9. October 1886 


Z. 82.388, womit im Einvernehmen mit dem k. k. Oberlandesgerichte des König⸗ 
reiches Böhmen für die Stadt Gablonz a. N. die Termine zur Kündigung und 
Räumung gemietheter Wohnungen und ſonſtiger ünbeweglicher Sachen feſt⸗ 
geſetzt werden. 

XXIX. Stück. Ausgeg. am 12. November. — 76. Kundmachung der 
k. k. Finanz⸗Landesdirection für Böhmen vom 27. October 1886, 3. 72.858, 
betreffend die ärariſchen Mauthen in der Stadt Taus. — 77. Kundmachung des 
k. k. Statthalters für Böhmen vom 1. November 1886, Z. 85 625, betreffend 
die Weiterbemauthung der Trnavka⸗Brücke in Hotepnif. 

XXX. Stück. Ausgeg. am 18. November. 78. Verordnung des 
k. k. Statthalters für Böhmen vom 30. October 1886, Z. 91.599, betreffend die 
Maßregeln gegen die Choleraepidemie. 

XXXI. Stück Ausgeg. am 24. November. — 79. Kundmachung des 
k. k. Statthalters für Böhmen vom 1. November 1886, 8. 29.007, betreffend 
die Verpflichtung zur Stempelung der Quittungen der Pächter über Vorſpanns⸗ 
vergütungen (im Nachhange zu der Kundmachung vom 25. Mai 1873, 8. 24.322, 
L. G. Bl. Nr. 38). 

XXXII. Stück. Ausgeg. am 5. Jänner 1887. — 80. Kundmachung des 
k. k. Statthalters für Böhmen vom 19. November 1886, Z. 87.090, betreffend 
die Bemauthung der neuerbauten Bezirksſtraße von Bergreichenſtein bis an die 
Grenze des Bezirkes Schüttenhofen. — 81. Kundmachung des k. k. Statthalters 
von Böhmen vom 11. December 1886, Z. 92.177, betreffend die Verlautbarung 
des I. Nachtrages zur „Evidenzvorſchrift zweiter Theil — Gagiſten in der 
Reſerve, vom Jahre 1881“. — 82. Kundmachung des k. k. Statthalters für 
Böhmen vom 26. December 1886, 8. 105.622, betreffend den Fortbezug der 
Mauth auf der Semiler Iſer⸗Brücke. 

XXXIIT. Stück. Ausgeg. am 7. Jänner 1887. — 83. Kundmachung des 
k. k. Statthalters für Böhmen vom 20. December 1886, Z. 105.475, betreffend 
die Feſtſetzung der Vergütung für die der Militärmannſchaft auf dem Durchzuge 
gebührende Mittagskoſt in dem Zeitraume vom 1. Jänner bis letzten December 
1887. — 84. Kundmachung des k. k. Statthalters für Böhmen vom 31. Decem⸗ 
ber 1886, Z. 10.371 Pr., betreffend die Forterhebung der Landesumlage zur 
Beſtreitung der Landesauslagen im erſten Vierteljahre des Jahres 1887. 

XXXIV. Stück. Ausgeg. am 12. Jänner 1887. — 85. Kundmachung der 
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1886, R. G. Bl. Nr. 97, verlautbarten, abändernden und ergänzenden Beſtim⸗ 
mungen zur Miniſterialverordnung vom 17. September 1883, R. G. Bl. Nr. 152, 
betreffend die Abgrenzung der Berechtigung der Apotheken gegenüber den 
Materialwaarenhandlungen und den einſchlägigen anderen Gewerben, kund⸗ 
gemacht werden. 

XX. Stück. Ausgeg. am 21. September. — 68. Verordnung der Miniſter 
für Ackerbau, Inneres, Juſtiz und der Finanzen vom 5. Juli 1886, betreffend 
die Zuſammenlegung landwirthſchaftlicher Grundſtücke, ſowie die Theilung 
gemeinſchaftlicher Grundſtücke und die Regulirung der hierauf bezüglichen 
gemeinſchaftlichen Benützungs⸗ und Verwaltungsrechte (agrariſche Operationen) 
in Mähren. 

XXI. Stück. Ausgeg. am 23. September. — 69. Kundmachung des 
k. k. Statthalters in Mähren vom 17. Auguſt 1886, womit die mit 
dem Erlaſſe des hohen k. k. M niſteriums des Innern vom 5. Auguſt 1886, 
8. 14.67, hinausgegebene Cholerainſtruction verlautbart wird. 

XXII. Stück. Ausgeg. am 12. October. 70. Kundmachung des 
l. k. Statthalters in Mähren vom 2. Auguſt 1886, betreffend die Ueberſiedlung 
des behördlich autorifirten Civilingenieurs Karl Wiſchin von Braunau in Böhmen 
nach Olmütz. — 71. Kundmachung des k. k. Statthalters in Mähren vom 
29. Auguſt 1886, betreffend die Verleihung des Befugniſſes eines behördlich 
autoriſirten Civilgeometers an Franz Jeniſch in Müglitz. — 72. Kundmachung 
des k. k. Statthalters in Mähren vom 30. Auguſt 1886, betreffend die Verpflegs⸗ 
taxe in dem neu errichteten öffentlichen Krankenhauſe in Freudenthal. 
73. Kundmachung des k. k. Statthalters in Mähren vom 1. September 1886, 
betreffend die Zulaſſung der von Karl C. Menzel in Weißwaſſer (Böhmen) 
erzeugten Asphaltdachpappe⸗ und Holzeementfabrikate zu Dacheindeckungen. 
74 Kundmachung des k. k. Statthalters in Mähren vom 5. September 1886, 
betreffend die Abänderung der Verpflegstaxen im öffentlichen Spitale und im 
Irrenhauſe zu Sebenico. — 75. Kundmachung des k. k. Statthalters in Mähren 
vom 7. September 1886, betreffend die Erweiterung der Befugniſſe des Aich⸗ 
amtes in Holleſchau. 76. Kundmachung des k. k. Statthalters in Mähren 
vom 21. September 1886, womit die Verordnungen der königl. eroat.⸗flav.⸗ 
dalmatiniſchen Landesregierung vom 30. Juni 1886, Z. 2870, betreffend die 
Zahl und die Abgrenzung der Verwaltungsbezirke und den Amtsſitz der Bezirks⸗ 


k. k. Finanz⸗Landesdirection für Böhmen vom 10. December 1886, Z. 83.201, behörden in den Königreichen Croatien und Slavonien, und vom 15. Juli 1886, 
womit der Wegmauth⸗Einhebungspunkft zu Rumburg an der Schluckenauer Z. 3180, betreffend den Zeitpunkt, mit welchem die neuerrichteten königl. 
Aerarialſtraße in Neuſorge und jener an der Schönlindner Straße verlegt werden. Comitats⸗ und Bezirksbehörden in's Leben zu treten haben, verlautbart werden. 
— 86. Kundmachung des k. k. Statthalters für Böhmen vom 31. December XXIII. Stück. Ausgeg. am 25. November. — 77. Kundmachung des 
1886, Z. 109.672, betreffend die Beſtellung des J. U. Dr. Jakob Skarda zum k. k. Statthalters in Mähren vom 1. October 1886, betreffend die Erweiterung 


Commiſſär bei der Hypothekenbank des Königreiches Böhmen. 

XXXV. Stück. Ausgeg. am 21. Jänner 1887. — 87. Kundmachung des 
k. k. Statthalters für Böhmen vom 21. December 1886, Z. 101.912, betreffend 
die Durchführung des Landesgeſetzes vom 13. October 1880, L. G. Bl. Nr. 78, 


wirkſam für das Königreich Böhmen, behufs Hintanhaltung und Vertilgung der 


Schmarotzerpflanze „Kleeſeide“ (Cuscuta). 


Landesgeſetz- und Verordnungsblatt für 


Mähren. 


XVII. Stück. Ausgeg. am 6. Juli. — 60. Kundmachung des k. k. Statt⸗ 
halters in Mähren vom 14. Juni 1886, betreffend die Einbringung von Anſuchen 
um Neuausſtellung oder Erneuerung von Jagdkarten. — 61. Kundmachung der 
k. k. Finanz⸗Landesdirection vom 16. Juni 1886, betreffend die Theilung des 
bisherigen Finanzwach⸗Controlbezirkes Datſchitz. 62. Kundmachung des 


die Markgrafſchaft 


der Befugniſſe des Aichamtes in Auſpitz. — 78. Kundmachung des mähr. 
Landesausſchuſſes vom 31. October 1886, betreffend die 62. Verloſung mähriſcher 
Grundentlaſtungs⸗Obligationen. — 79. Kundmachung des mähr. Landesausſchuſſes 
vom 2. November 1886, betreffend die 28. Verloſung mähriſcher Propinations⸗ 
Ablöſungs⸗Obligationen. — 80. Kundmachung des k. k Statthalters in. Mähren 
vom 16. November 1886, betreffend die proviſoriſche Verfügung wegen Heran⸗ 
ziehung der IV. Altersclaſſe zur regelmäßigen Stellung des Jahres 1887. 
XXIV. Stück. Ausgeg. am 28. December. — 81. Kundmachung des 
k. k. Statthalters in Mähren vom 20. November 1886, betreffend die Errichtung 
eines Aichamtes in Wall.⸗Meſeritſch. — 82. Kundmachung des k. k. Statthalters 
in Mähren vom 23. November 1886, betreffend die theilweiſe Abänderung der 
Beſtimmungen der hohen Miniſterialverordnung vom 11. December 1860, 
3. 36.413, über die Eintheilung der behördlich autoriſirten Privattechniker und 
die von den Bewerbern um ſolche Befugniſſe beizubringenden Nachweiſungen. 


k. k. Statthalters in Mähren vom 17. Juni 1886, betreffend die Zuweiſung ver ! — 83. Kundmachung des k. k. Statthalters in Mähren vom 29. November 


Evangeliſchen H. C. in Walldorf zu der Muttergemeinde Nemecky. 

XVIII. Stück. Ausgeg. am 11. Auguſt. — 63. Kundmachung des mäh⸗ 
riſchen Landesausſchuſſes vom 10. Juli 1886, betreffend die Bedingungen der 
Gewährung von Unterſtützungen aus dem mähriſchen Feuerwehrfonde und bezüglich 
der Einbringung diesbezüglicher Geſuche ſeitens der freiwilligen Feuerwehren. — 
64. Kundmachung des mähriſchen Landesausſchuſſes vom 10. Juli 1886, betreffend 
die Bedingungen der Gewährung von Unterſtützungen aus dem mähriſchen 
Feuerwehrfonde und bezüglich der Einbringung diesbezüglicher Geſuche ſeitens 
der Gemeinden. 

XIX. Stück. Ausgeg. am 12. Auguſt. — 65. Kundmachung des k. k. Statt⸗ 
halters in Mähren vom 12. Juli 1886, betreffend die Allerhöchſt genehmigte 
Auftheilung der Gemeindeerforderniſſe in der Iſraelitengemeinde Nikolsburg für 
das Jahr 1886. — 66. Kundmachung des k. k. Statthalters in Mähren vom 
15. Juli 1886, betreffend die Allerhöchſt genehmigte Auftheilung der Communal⸗ 
erforderniſſe in der Iſraelitengemeinde Schaffa im Jahre 1886. — 67. Kund⸗ 
machung des k. k. Statthalters in Mähren vom 17. Juli 1886, womit die mit 


der Verordnung der Miniſterien des Innern und des Handels vom 17. Juni die Ergänzungswahlen des Gewerbegerichtes in Bielitz. 


1886, betreffend die Verpflegstaxen in den k. k. Krankenanſtalten in Wien. — 

84. Kundmachung des k. k. Statthalters in Mähren vom 7. December 1886, 

betreffend die mit 1. Jänner 1887 eintretenden Veränderungen in einigen 

Dampfkeſſel⸗Prüfungsbezirken in Mähren. 

Geſetz⸗ und Verordnungsblatt für das Kronland Herzogthum 
Ober⸗ und Nieder ⸗Schleſien. 

VII. Stück. Ausgeg. am 31. Juli. — 26. Kundmachung des k. k. Landes⸗ 
präfidenten von Schleſien vom 13. Mai 1886, mit welcher die weſentlichen 
Beſtimmungen der mit 1. Jänner 1886 in Wirkſamkeit getretenen neuen 
Inſtruction zur Ausführung der Wehrgeſetze, ſoweit ſie die Verpflichtungen der 
Matrikenführer und Gemeindevorſteher betreffen, verlautbart werden. — 27. Kund⸗ 
machung des k. k. Landespräſtdenten von Schleſien vom 5. Juni 1886, 3 6641, 


betreffend die Verleihung des Befugniſſes eines Civilgeometers. — 28. Kund⸗ 
machung des k. k. Landespräſidenten von Schleſien vom 16. Juni 1886, 2. 7154, 
betreffend die Geſuche um Ausfertigung von Jagdkarten. — 29. Kundmachung 


des k. k. Landespräſidenten von Schleſien vom 23. Juni 1886, Z. 7472, betreffend 


VIII. Stück Ausgeg. am 15. September. — 30. Kundmachung der 
k. k. ſchleſ. Landesregierung vom 9. Juli 1886, Z. 7642, betreffend jene Artikel, 
welche auf Grund der hohen Miniſterialverordnung vom 17. Juni 1886, R. G. Bl. 
Nr. 97, auch anderen Geſchäften als Apotheken zu führen geſtattet wird. — 
31. Kundmachung der k. k. ſchleſ. Landesregierung vom 11. Auguſt 1886, 
Z. 9611, betreffend die von dem hohen k. k. Miniſterium des Innern erlaſſene 
Cholerainſtruction. 

IX. Stück. Ausgeg am 30. September. — 32. Geſetz vom 2. Auguſt 
1886, wirkſam für das Herzogthum Schleſien, betreffend die Verbauung der 
Wildbäche im Quellengebiete der Oppa oberhalb Würbenthal in Schleſien 


33. Kundmachung der k. k. ſchleſiſchen Landesregierung vom 24. September Ku 


1886, Z. 11.290, betreffend die Durchführung der Maßregeln gegen die Cholera 


X. Stück. Ausgeg. am 16. October. — 34. Kundmachung des k. k. Landes⸗ 
präfidenten von Schleſien vom 16. Auguſt 1886, Z. 9744, betreffend die Zuer⸗ 
kennung des Oeffentlichkeitsrechtes für das neu errichtete ſtädtiſche Krankenhaus 
in Freudenthal. — 35. Kundmachung des k k. Landespräſidenten von Schleſien 
vom 12. September 1886, Z. 9879, betreffend die bleibende Verlegung der 
Viehmärkte in Freudenthal. — 36. Kundmachung der k. k. ſchleſ. Finanzdirection 
vom 20. September 1886, Z. 10.420, wegen Erleichterungen im Straßenverkehre 
längs der preußiſch⸗öſterreichiſchen Landesgrenze, betreffend den Pflanzentransport, 
und zwar mit Rückſicht auf die Vorfichten gegen Einſchleppung der Reblaus. — 
37. Kundmachung des k. k. Landespräfidenten von Schleſien vom 16. September 
1886, Z. 10.643, betreffend die Abänderung der Verpflegstaxen im Spitale und 
im Irrenhauſe zu Sebenico. — 38. Kundmachung des k. k. Landespräſidenten 
von Schleſien vom 21. September 1886, Z. 10.079, betreffend die Wieder⸗ 
bemauthung der im Zuge der Gemeindeſtraße von Steinau nach Darkau und 
Roy beſindlichen Brücke über den Olſafluß. — 39. Kundmachung des k. k. Landes⸗ 
präſidenten von Schleſien vom 30. September 1886, Z. 11.284, betreffend die 
fernere Bemauthung der Bielitz⸗Biſtraier Bezirksſtraße. 

XI. Stück. Ausgeg, am 2. December. — 40. Kundmachung der k. k. ſchleſ. 
Landesregierung vom 24. October 1886, Z. 1257, betreffend die Verſendung 
von gebrauchten Kleidungsſtücken, Wäſche, Betten u dgl. von Cholerakranken oder 
an der Cholera Verſtorbenen. — 41. Kundmachung des k. k Landespräſidenten 
von Schleſien vom 3. November 1886, Z. 12.806, betreffend die Verleihung 
des Befugniſſes eines Civilgeometers. — 42. Kundmachung des k. k. Landes⸗ 
präſidenten von Schleſien vom 6. November 1886, Z. 12.831, mit welcher der 
1. Nachtrag zur „Evidenzvorſchrift, zweiter Theil, Gagiſten in der Reſerve, vom 
Jahre 1881“ verlautbart wird. 

XII. Stück. Ausgeg. am 17. December. — 43. Verordnung der k. k. Mini⸗ 
ſterien des Ackerbaues, des Innern und der Finanzen vom 1. December 1886 
zur Durchführung des Geſetzes vom 5. April 1885, L. G. Bl. Nr. 18, betreffend 
die Regulirung des Weidefluſſes ſammt Nebengewäſſern in Schlefien. — 44. Kund⸗ 
machung des k. k. Landespräſidenten von Schleſien vom 26. November 1886, 
8. 13.388, betreffend die Umlegung des unbedeckten Erforderniſſes der ſchleſ 
Handels⸗ und Gewerbekammer im Jahre 1887. — 45 Kundmachung der 
k. k. ſchleſ. Landesregierung vom 1. December 1886, Z. 14.106, betreffend 
die Ernennung eines Inſpectors der Dampfkeſſel⸗Unterſuchungsgeſellſchaft in 
Bieliß. — 46 Kundmachung des k. k. Landespräſidenten von Schleſien vom 
2. December 1886, Z. 14.070, betreffend die Verpflegstaxen in den k. k. Kranken⸗ 
anſtalten in Wien. 

XIII. Stück. Ausgeg. am 28. December. — 47. Verordnung des Mini⸗ 
ſteriums des Innern im Einvernehmen mit dem Miniſterium für Cultus und 
Unterricht, dann dem Juſtiz⸗, Finanz⸗, Handels⸗ und Ackerbauminiſterium vom 
8. November 1886, mit welcher die Beſtimmungen der Miniſterialverordnung 
vom 11. December 1860, Z. 36.413, über die Eintheilung der behördlich auto⸗ 
riſirten Privattechniker und die von den Bewerbern um ſolche Befugniſſe beizu⸗ 
bringenden Nachweiſe in einigen Punkten abgeändert werden. — 48. Verordnung 
des k. k. Landespräſidenten von Schleſien vom 10. December 1886, mit welcher 
in Durchführung des Geſetzes vom 2. Mai 1886, G. u. V. Bl. Nr. 25, die unter 
öffentliche Aufſicht geſtellten Gewäſſer beſtimmt werden und die Begrenzung der 
Wildbachgebiete ſeſtgeſtellt wird — 49 Kundmachung des k. k. Landespräſidenten 
von Schleſien vom 11. December 1886, Z. 14.531, betreffend die Verpflegstaxe 
im allgemeinen Krankenhauſe in Suczawa. 
präſidenten von Schleſien vom 13. December 1886, Z. 14.618, betreffend die 
Feſtſetzung der Vergütung für die Militärdurchzugskoſt im Jahre 1887. 

XIV. Stück. Ausgeg. am 28. December. — 51. Kundmachung des 
k. k. Landespräſidenten von Schleſien vom 16. December 1886, 3. 13.858, 
betreffend die Einhebung der Weg⸗ und Brückenmauthgebühren auf den Bezirks⸗ 
ſtraßen im politiſchen Bezirke Freiwaldau. 


Druck der k. Wiener Zeitung. 
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— 50. Kundmachung des k k. Landes⸗ 


Verantwortlicher Redacteur: A. Heilmann. 


Perſonalien. 


Seine Majeſtät haben dem geheimen Rathe Gouverneur der allg. öfterr, 
Bodencreditanſtalt Dr Joſeph Freiherrn von Bezeeny das Großkreuz des Franz⸗ 
Joſeph⸗Ordens verliehen. f 

Seine Majeſtät haben dem Miniſterialrathe des Handelsminiſteriums 
Rudolph Freiherrn von Lilienau das Ritterkreuz des Leopold⸗Ordens 
verliehen. 

1 Seine Majeſtät haben dem Verkehrsdirector der Generaldirection der 
öſterr. Staatsbahnen Hofrathe Auguſt Obermayer den Orden der eifernen 
Krone dritter Claſſe verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Poſtdirector Johann Slany in Czernowitz 
Titel und Charakter eines Oberpoſtdirectors und dem Poſtſeeretär Joſeph 
nzelmann daſelbſt den Titel und Charakter eines Poſtrathes verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Seeretär der Handels⸗ und Gewerbekammer 
für Oeſterreich unter der Enns Commercialrathe Dr. Johann Zapf das Ritter⸗ 
kreuz des Franz Joſeph Ordens verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Rechnungsrevidenten im Finanzminiſterium 
Johann Peinrath den Titel und Charakter eines Rechnungsrathes verliehen. 

Der Miniſterpräſident als Leiter des Miniſteriums des Innern hat die 
Bauadjuncten Gottfried Riecabona, Anton Miche luzzi und Johann 
Demattio zu Ingenieuren für den Staatsbaudienſt in Tirol ernannt. 


Erledigungen. 


Fabriksarztenſtelle in der Tabakfabrik zu Joachimsthal mit 700 fl. 
Honorar und 200 fl Fuhrpauſchale, bis 30. September. (Amtsbl. Nr. 197.) 

Verwalters⸗ und Caſſiersſtelle bei dem Lottoamte in Linz in der achten, 
eventuell Controlors⸗, Archivars⸗ oder Caſſ ersſtelle bei den k. k Lottoämtern in 
der neunten Rangsclaſſe, bis 18 September. (Amtsbl. Nr. 198.) 

Officialsſtelle an der Univerſität zu Innsbruck in der zehnten, eventuell 
Kanzliſtenſtelle in der eilften Rangsclaſſe, bis Ende September. (Amtsbl. Nr. 199.) 

Caſſiersſtelle in der erſten Claſſe beim k. k. Verſatzamte in Wien mit 
1500 fl. Gehalt und 480 fl. Quartiergeld, eventuell eine L'quidaturs⸗Adjuncten⸗ 
ſtelle, beziehungsweiſe eine Caſſiersſtelle in der zweiten Claſſe mit 1400 fl. 
Jahresgehalt und 420 fl. Quartiergeld, eine Secretärsſt lle, beziehungsweiſe 
eine Pfänderverwahrersſtelle in der erſten Claſſe mit 1300 fl. Jahresgehalt und 
400 fl. Quartiergeld, eine Pfänderverwahrersſtelle in der zweiten Claſſe mit 
1200 fl. Jahresgehalt und 400 fl. Quartiergeld, eine Pfänderverwahrersſtelle 
in der dritten Claſſe mit 1100 fl. Jahresgehalt und 360 fl. Quartiergeld, eine 
Pſänderverwahrersſtelle in der vierten Claſſe mit 1000 fl. Jahresgehalt und 
360 fl Quartiergeld, eine Protokolliſtenſtelle in der erſten Claſſe mit 900 fl. 
Jahresgehalt und 300 fl. Quartiergeld, eine Protokolliſtenſtelle in der ſechsten 
Claſſe mit 800 fl Jahresgehalt und 300 fl. Qnartiergeld, ſchließli i 
Journaliſtenſtelle mit 700 fl. Jahresgehalt und 240 fl Quartiergeld, bis Ende 
September. (Amtsbl. Nr 20 .) 

Secundararztesſtelle an der Landes⸗Irrenanſtalt zu Wien mit Jahres⸗ 
honorar von 600 fl, Naturalwohnung und Verpflegung nach der erſten Claſſe, 
bis 20. September. (Amtsbl. Nr. 201) f 

Ingenieursſtelle bei der Stadtgemeindevorſtehung Steyr mit den Bezügen 
der neunten Rgngsclaſſe, bis Ende September. (Amtsbl. Nr. 201.) 


den 


Auszug aus dem Verlags-Catalog 
0 der? Fade au 
MANZ’schen k. k. Hof-Verlags- und Universitäts- 
Buchhandlung in Wien, I., Kohlmarkt 7. 


c) Verlagswerke in alphabetischer Ordnung. 


Beccaria, Caesar, Ueber Verbrechen und Strafen. Uebersetzt von Dr. 
Jul. Glaser. 2. neu durchgesehene Auflage. gr. 8. 1876. (IV, 128 S.) 1 fl. 
Beck, Dr. P. A., Das Bienenrecht in Oesterreich. 1883. kl. 8. 30 kr. 
Berger, Dr. J. N., Ueber die Todesstrafe. gr. 8. 1864. (32 S.) 50 kr. 
Bernatzik, Dr. Edm., Rechtsprechung und materielle Rechtskraft. 
Verwaltungsrechtliche Studien. gr. 8. 1886. (X, 326 S.) 3 fl. 
Binder, Fr. W., Die Polizeigeschäftsordunng für Wien mit Entwürfen 
neuer Einrichtungen. gr. 8. 1886. (VIII, 124 S.) 
Bischoff, Dr. Ferd., Oesterreichische Stadtrechte und Privilegien, mit 
Literaturangaben ünd Anmerkungen. gr. 8. (VIII, 208 S.) 1857. 1 fl. 50 kr. 
Blaschke, Dr. Johann, Kurzgefasste Darstellung des österr. Wechsel- 
rechts mit 34 Wechselformularien, nebst einem Abdrucke der Wechsel- 
ordnung vom 25. Jänner 1850. Mit Angabe der Verschiedenheiten der 
ungarischen Wechselgesetze, für Handels- und Gewerbeschulen, für den 
Gewerbestand und zum Selbstunterrichte. 7. verbesserte Auflage. 1884. gr. 8. 
(XII. 114 8.) 1 fl. 
— Erläuterung des Handelsgesetzbuches. 3. gänzlich umgearbeitete Auf- 
lage. gr. 8. 1879. (IV, 556 S.) 4 fl. 
— Kurzgefasste Erläuterung des Handelsgesetzbuches für Mittelschulen, 
für Handels- und Gewerbsleute und zum Selbstunterrichte. gr. 8. 1880. 
(XII, 208 8.) 1 fl. 50 kr. 


N Hiezu für die P. T. Abonnenten der Zeitſchrift ſammt 
den Erkenutniſſen des k. k. Verwaltungsgerichtshofes als Beilage: 
Bogen 17 der Erkenntniſſe 1887. 


Für den Druck verantwortlich C. Gruß. 


